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Nr. 306/XV 
 
 
An den  
Präsidenten des Regionalrates 
 
B o z e n 

A N F R A G E 
 

PERSONALMANGEL IN DEN GERICHTSÄMTERN 
 
In zwei verschiedenen Anfragen (Nr. 299/XV und Nr. 300/XV) hatte der unterfertigte 

Regionalratsabgeordnete Fragen über den Personalstand in den Gerichtsämtern und über die 

Aufnahme dieses Personals in den Stellenplan der Region, so wie dies von der Übertragung der 

Verwaltungstätigkeit zur Unterstützung der Gerichtsämter vorgesehen ist, aufgeworfen.  

Die Antworten der Region haben aber die Zweifel an der Verwaltung des Gerichtspersonals nicht 

ausgeräumt und die heute in der lokalen Presse erschienenen Informationen scheinen das 

Problem des Personalmangels erst recht zu bestätigen.  

Die Anwaltskammer von Rovereto soll nämlich auch auf den Personalmangel in den 

Gerichtsämtern und die sich dadurch ergebenden Auswirkungen auf die gerichtliche Tätigkeit 

hingewiesen haben. Beispielsweise sollen die Öffnungszeiten der Kanzleiämter reduziert worden 

sein, weil zwei in den Ruhestand getretene Fachkräfte nicht ersetzt worden sind. Darüber hinaus 

hat auch die UIL-FPL in mehreren Schreiben auf die Probleme sowohl des Personalmangels als 

auch der Zuweisung des Personals an die verschiedenen Ämter hingewiesen.  

Fest steht jedenfalls, dass die Zuweisung von neuem Personal, die laut dem Antwortschreiben auf 

die Anfrage Nr. 299/XV vorgenommen worden ist, nicht ausreichend gewesen ist, um den 

bestehenden Personalbedarf zu decken oder Stellen betraf, die nicht unbedingt frei geworden sind. 

Diese Tatsache belegt nicht nur das Fehlen an Gründlichkeit bei der Bewertung des Plansolls (die 

Festlegung des Berufsbildes fiel vorher in die Zuständigkeit des Staates), sondern auch, dass die 

Zuweisung von Personal vonseiten der Region in Hinsicht auf den bestehenden Personalbedarf 

unsachlich geprüft worden ist.  



Der Mangel an Kanzleibeamten ist offensichtlich. Dieses Berufsbild soll nun vom Staat durch eine 

entsprechende Rangordnung wieder aufgewertet werden, da die durch die Region vorgenommene 

Einstufung ihre Rolle abgeschwächt hat, weil die Kanzleibeamten den Gerichtsassistenten 

gleichgestellt worden sind, was zu einer Abwertung ihrer Aufgaben und zur Aufhebung der 

Unterscheidung zwischen den beiden Figuren geführt hat.  

Hätte die Region – auch in diesem Fall – vorher eine genaue Analyse durchgeführt, um das 

Personal in einem korrekten Berufsbild einzustufen, so wäre sie zum Schluss gekommen, dass 

man sich nur auf die Einstufung des Personals, das bereits in der Region tätig ist und den 

Friedensrichterämtern zugewiesen ist, hätte beziehen brauchen.  Alternativ dazu hätten diese 

Berufsbilder auch korrekt eingestuft werden können, wenn man sie an die nationale Rangordnung 

gekoppelt hätte und der entsprechende Personalmangel vor dem gesamtstaatlichen Zeitplan 

abgedeckt worden wäre. 

Außerdem ist nicht eindeutig geklärt worden, wer für die Organisation der Verwaltungsämter zur 

Unterstützung der Gerichtsämter zuständig ist. Die Führungskräfte des Landesgerichts sind 

Ministerialbeamte, während der Rest des Personals von der Region abhängt. Von wem ist also 

letzteres abhängig?  Vom Ministerium oder von der Region?  

In der Antwort auf die Anfrage Nr. 300/XV wird darauf hingewiesen, dass das Justizministerium 

auch für die Zuweisung von gepanzerten und ordentlichen Dienstfahrzeugen zur Beförderung von 

Personen, die Personenschutzmaßnahmen unterliegen, zuständig ist, während die Region für die 

Zuweisung und Verwaltung der ordentlichen Dienstautos zuständig ist.  

Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass der Außendienst der Fahrer aus institutionellen Gründen 

erfolgt und in den meisten Fällen in der Beförderung von Richtern besteht.  Aus diesem Grund ist 

jedes Fahrzeug im Besitz des Ministeriums ein "ordentliches" Dienstfahrzeug für die Beförderung 

von Personen, die dem Personenschutz unterliegen, und ist mit den vorgesehenen 

Sicherheitsstandards ausgestattet.  Welche Fahrzeuge werden nun dafür eingesetzt? Jene, die 

von der Region zugewiesen werden und bis Ende Mai übergeben werden sollen oder die des 

Ministeriums?  

 

All dies vorausgeschickt, 

erlaubt sich der unterfertigte Regionalratsabgeordnete den Präsidenten der Region 

zu befragen, um Folgendes in Erfahrung zu bringen: 

 

1. ob es in Hinsicht auf den Stellenplan, in Erwartung des operativen Protokolls, das noch von 

den zuständigen Ministerialämtern überprüft wird, und der Vereinbarungen über die 

Festlegung von Standards und Parameter für die Dienstleistungen zur Ausübung der 

übertragenen Zuständigkeiten, nicht sinnvoll ist, sich mit den internen Gewerkschaften der 

Gerichtsämter zusammenzusetzen, um den Stellenplan zu überprüfen und eine korrekte 



Zuweisung des Personals vorzunehmen, um den tatsächlichen Bedürfnissen gerecht zu 

werden und das Auftreten von Problemen zu vermeiden, so wie von der Versammlung der 

Anwaltskammer von Rovereto hervorgehoben?  

2. ob es nicht möglich ist, zur Einstufung mit einem korrektem Berufsbild und unter 

Berücksichtigung der Aufgaben der Kanzleibeamten, die vom Staat in den Stellenplan der  

Region übergegangen sind, die Einstufungen des bereits bei der Region tätigen und den 

Friedensrichterämter zugewiesenen Personals als Bezug zu nehmen oder die Rangordnung 

auf gesamtstaatlicher Ebene vor dem hierfür vorgesehenen Zeitplan heranzuziehen, um das 

Personal korrekt einzustufen? 

3. ob es nicht möglich ist, die Modalitäten zur Benutzung der den Gerichtsämtern zugewiesenen 

Ministerialfahrzeuge vonseiten der Fahrer besser zu klären? 

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

 

Gez.: DER REGIONALRATSABGEORDNETE 
Giacomo Bezzi                                          


